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Allgemeines 

 

Die Zahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronavirus) ist in den 

Herbstmonaten innerhalb der Europäischen Union und nun auch in Deutschland wieder 

drastisch gestiegen. Auch wenn in einigen Staaten zwischenzeitlich aufgrund der getroffe-

nen, zum Teil einschneidenden Maßnahmen erfreuliche Rückgänge der Infektionszahlen zu 

beobachten waren, bewegen sich die Fallzahlen insgesamt weltweit und auch innerhalb der 

Europäischen Union auf einem sehr hohen Niveau oder steigen sogar weiter an. Die aktuelle 

Entwicklung des Infektionsgeschehens in Baden-Württemberg ist weiterhin besorgniserre-

gend. Da zwar erste Impfstoffe zugelassen und erste Impfungen schon durchgeführt wurden, 

nach wie vor aber weder eine umfassende Immunisierung der Bevölkerung noch eine wirk-

same Therapie zur Verfügung stehen, besteht die Gefahr einer Verstärkung des Infektions-

geschehens mit erheblichen Folgen für Leben und Gesundheit der Bevölkerung und einer 

möglichen Überlastung des Gesundheitssystems bei Einreisen aus Risikogebieten unver-

mindert fort. Insbesondere kann ein weiterer erheblicher Anstieg von Neuinfektionen eine 

beträchtliche Zahl von Behandlungsbedürftigen in den Krankenhäusern und einen starken 

Anstieg der Letalitätsrate zur Folge haben.  Nach der Risikobewertung des Robert Koch-

Instituts handelt es sich weltweit und in Baden-Württemberg nach wie vor um eine sehr dy-

namische und ernst zu nehmende Situation. Es ist weiterhin eine hohe Anzahl an Übertra-

gungen in der Bevölkerung in Deutschland zu beobachten. Der Anteil an COVID-19-Erkran-

kungen ist insbesondere in der älteren Bevölkerung sehr hoch. Teilweise kommt es zu einer 

diffusen Ausbreitung von SARS-CoV-2-Infektionen; auch sind Alten- und Pflegeheime stark 

betroffen. Nach wie vor ist es schwierig, das Infektionsumfeld zu ermitteln, zum Teil ist das 

nicht mehr möglich. Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in ganz Deutsch-

land wie auch in Baden-Württemberg wird nach wie vor als insgesamt hoch, für Risikogrup-

pen als sehr hoch eingeschätzt.  

 

Diese Situation gebietet ein staatliches Handeln mit einer Vielzahl von Maßnahmen zur Re-

duzierung der Kontakte einschließlich der Verhinderung neuer Infektionseinträge aus dem 

Ausland, um der staatlichen Schutzpflicht für das Grundrecht auf Leben und körperliche Un-

versehrtheit aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes im erforderlichen Maße nach-

zukommen und dabei insbesondere auch die Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems 

als überragend wichtigem Gemeingut und damit die bestmögliche Krankenversorgung wei-

terhin sicherzustellen. Dies gilt umso mehr, als mittlerweile Mutationen des Virus, die nach 

ersten wissenschaftlichen Erkenntnissen eine höhere Infektiosität als das bisherige Virus 



aufweisen, aufgetreten sind, deren Eintrag es möglichst stark einzudämmen gilt (vgl. auch 

Beschluss der Bundeskanzlerin und der Regierungschefinnen und Regierungschefs der 

Länder vom 5. Januar 2021).  

 

Aufgrund des aktuellen, dynamischen Infektionsgeschehens in Baden-Württemberg muss 

weiterhin zusätzlich zu den fortgeltenden Einschränkungen im Inland sichergestellt werden, 

dass durch Einreisen in die Bundesrepublik Deutschland und in das Land Baden-Württem-

berg keine neuen Infektionsherde im Inland entstehen. In der Sommerferien- und Reisezeit 

hat sich bereits gezeigt, dass sich neue Infektionsherde oftmals nach Einreise aus Risiko-

gebieten bilden. Aus diesem Grund wurden bereits innerhalb der Europäischen Union die 

COVID-19-bedingten Reisebeschränkungen auf der Grundlage gemeinsamer Beschlüsse 

nur stufenweise und in engen Absprachen benachbarter Staaten gelockert. Absonderungs-

pflichten bei Einreise werden dabei nach wie vor in den Gremien der Europäischen Union 

als probates Handlungsinstrument der Mitgliedstaaten bewertet. Dass diese Vorsichtsmaß-

nahmen trotz des engen und vertrauensvollen Austauschs der Mitgliedsstaaten untereinan-

der, eines gemeinsamen COVID-19-Meldewesens, eines dem Grunde nach weitgehend ver-

gleichbaren Instrumentenkastens zur Eindämmung der Pandemie im jeweiligen Land in ei-

nem gemeinsamen Risikoraum erforderlich sind, zeigt den nach wie vor bestehenden Ernst 

der Lage. 

 

Obwohl die epidemische Gefahrenlage weltweit fortbesteht und sich in einer zunehmenden 

Zahl von Staaten erneut verschärft, gibt es global betrachtet deutliche Unterschiede. In vie-

len Staaten und Weltregionen ist das Infektionsgeschehen weiterhin sehr dynamisch. Weni-

gen Staaten ist dagegen eine Eindämmung der Corona-Pandemie gelungen; die dort ergrif-

fenen Maßnahmen haben zu einem sich verlangsamenden Infektionsgeschehen geführt. 

Vor diesem Hintergrund ist eine Differenzierung bei der Absonderungspflicht geboten. Diese 

kann auf Personen beschränkt werden, die sich vor ihrer Einreise nach Deutschland in einem 

Risikogebiet und insbesondere in einem Virusvarianten-Gebiet aufgehalten haben. Bei die-

sen Personen ist weiterhin von einer Ansteckungsgefahr auszugehen. 

 

Bei Einreise aus einem ausländischen Risikogebiet ist eine zehntägige häusliche Absonde-

rung unmittelbar nach Einreise weiterhin notwendig, um die in Baden-Württemberg und im 

europäischen Raum bereits ergriffenen Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des 

Coronavirus SARS-CoV-2 nicht zu gefährden. Hiermit wird die aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 

des Grundgesetzes folgende Schutzpflicht für Leben und körperliche Unversehrtheit zuguns-

ten der Bürgerinnen und Bürger im Rahmen des bestehenden Einschätzungsspielraums 

wahrgenommen. Da die weltweite epidemische Gefahrenlage fortbesteht und insbesondere 

aus Risikogebieten mit einem erneuten Eintrag von Infektionen zu rechnen ist, ist diese Maß-

nahme vor dem Hintergrund einer potenziell tödlich verlaufenden Viruserkrankung, zum Teil 

mit erheblichen Langzeitfolgen auch nach einer neuen, aktuellen Lagebewertung weiterhin 



angemessen. Vergleichbare Regelungsansätze, die der Eindämmung der Coronavirus-Pan-

demie dienen, werden derzeit von einer Vielzahl von Staaten weltweit umgesetzt.  

 

Vor dem Hintergrund der aktuell sehr dynamischen Entwicklung wurde zudem seit 14. Ja-

nuar 2021 eine bundesweit einheitliche Nachweispflicht über das Vorliegen eines negativen 

Tests bei Einreise sowie ein Beförderungsverbot für den Fall, dass dieser Nachweis nicht 

geführt werden kann, mit der Verordnung zum Schutz vor einreisebedingten Infektionsge-

fahren in Bezug auf das Coronavirus SARS-CoV-2 nach Feststellung einer epidemischen 

Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag (Coronavirus-Einreisever-

ordnung – CoronaEinreiseV) eingeführt, um die Infektiösität der einreisenden Personen wäh-

rend der Einreise festzustellen und damit unkontrollierte Einträge der Coronavirus SARS-

CoV-2 zu verhindern. Hierdurch werden die Quarantäneregelungen der Länder ergänzt. Die-

ses Vorgehen entspricht der im MPK-Beschluss vom 5. Januar 2021 festgelegten Zwei-Test-

Strategie: „Für Einreisen aus Risikogebieten nach Deutschland soll zukünftig grundsätzlich 

neben der bestehenden zehntägigen Quarantänepflicht, die vorzeitig beendet werden kann, 

sobald ein negatives Testergebnis eines frühestens am fünften Tag der Quarantäne erho-

benen Coronatests vorliegt, zusätzlich eine Testpflicht bei Einreise eingeführt werden.“  

 

Zudem besteht zur verbesserten Kontrolle nach § 1 der CoronaEinreiseV eine digitale Mel-

deverpflichtung einreisender Personen aus Risikogebieten (u. a. zur Feststellung der Identi-

tät, von Kontaktdaten und zum Vorliegen eines Negativtests), die diese vor der Einreise aus-

zufüllen haben, sowie die Verpflichtung der Beförderer und der Betreiber von Flughäfen, 

Häfen und Bahnhöfen zur Information der Einreisenden. 

 

 

 
  



Zur Begründung im Einzelnen: 

 

§ 1  

 

Am 11. März 2020 wurde die Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 von der Weltge-

sundheitsorganisation (WHO) zur Pandemie erklärt. Auch laut Einschätzung des Robert 

Koch-Instituts gibt es in einer erheblichen Anzahl von Staaten Ausbrüche mit zum Teil sehr 

großen Fallzahlen; von anderen Staaten sind die genauen Fallzahlen nicht bekannt. Jeden-

falls sind nach Angaben der WHO mittlerweile fast alle Staaten der Welt von einem Ausbruch 

des Coronavirus SARS-CoV-2 betroffen (Stand: 29. September 2020). Ein Übertragungsri-

siko besteht angesichts des hochdynamischen, exponentiell verlaufenden Infektionsgesche-

hens nach wie vor in einer Vielzahl von Regionen weltweit.  

 

In vielen europäischen Staaten entfalteten die ergriffenen, weitreichenden Maßnahmen Wir-

kung und die Infektionszahlen sind zunächst gesunken. Allerdings bewegen sich die Infekti-

onszahlen insgesamt weiter auf einem sehr hohen Niveau und sind in vielen Staaten zwi-

schenzeitlich zum Teil wieder exponentiell gewachsen. Das Infektionsgeschehen ist weiter-

hin sehr dynamisch. Zwischen den EU-Mitgliedstaaten, den Schengen-assoziierten Staaten 

(Island, dem Fürstentum Liechtenstein, Norwegen, Schweiz) sowie dem Vereinigten König-

reich von Großbritannien und Nordirland besteht ein regelmäßiger Informationsfluss zu dem 

Pandemiegeschehen sowie den ergriffenen Maßnahmen. Somit liegen detaillierte Erkennt-

nisse über das Infektionsgeschehen in diesen Staaten vor, die eine auf Tatsachen basie-

rende Beurteilung der Ansteckungswahrscheinlichkeit ermöglichen. 

 

In Bezug auf Drittstaaten hat sich die Datenlage insofern verbessert, als weltweit mehr Er-

kenntnisse über die Pandemie zur Verfügung stehen, die durch die einzelnen Staaten und 

auch durch international anerkannte Institutionen berücksichtigt werden. Zugleich lässt sich 

auch besser einschätzen, welche Maßnahmen ergriffen werden müssen, um die Ausbrei-

tung der Pandemie einzudämmen, und anhand welcher Parameter das Infektionsgeschehen 

verlässlich beurteilt werden kann. Gleichwohl muss mit Blick auf diese Staaten differenziert 

werden: 

 

Unverändert sind aus einigen Drittstaaten sehr gravierende Ausbruchsgeschehen bekannt, 

ohne dass die ergriffenen Maßnahmen verlässlich beurteilt werden könnten. Bei anderen 

fehlt es schon an belastbaren Erkenntnissen über die epidemiologische Lage. Deshalb liegt 

vor dem Hintergrund der weltweiten Pandemie für Einreisende aus diesen Staaten nahe, 

dass sie Krankheitserreger aufgenommen haben und sich deshalb absondern müssen, um 

die Schaffung neuer Infektionsherde zu verhindern. 

 

Die möglicherweise eintretenden Schäden durch eine Einreise aus derartigen Risikogebie-

ten ohne anschließende Absonderung können folgenschwer und gravierend sein. Ein- und 



Rückreisende aus Risikogebieten müssen deshalb grundsätzlich für zehn Tage abgesondert 

werden. Nach § 2 Nummer 17 des Infektionsschutzgesetzes ist ein Risikogebiet ein Gebiet 

außerhalb Deutschlands, für das vom Bundesministerium für Gesundheit im Einvernehmen 

mit dem Auswärtigen Amt und dem Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat ein 

erhöhtes Risiko für eine Infektion mit einer bestimmten bedrohlichen übertragbaren Krank-

heit festgestellt wurde. Bei dem Coronavirus SARS-CoV-2 handelt es sich um eine solche 

Krankheit. Die Einstufung als Risikogebiet erfolgt erst mit Ablauf des ersten Tages nach 

Veröffentlichung der Feststellung durch das Robert-Koch-Institut im Internet unter der Ad-

resse https://www.rki.de/risikogebiete.  

 

Für Einreisen aus bestimmten Risikogebieten mit einem besonders hohen Risiko werden 

korrelierend zur qualifizierten Gefahrensituation besondere Maßnahmen getroffen. Dies be-

trifft insbesondere Personen, die sich in einem Risikogebiet aufgehalten haben, für das durch 

das Bundesministerium für Gesundheit im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt und dem 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat ein besonders hohes Risiko für eine 

Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 festgestellt wurde, weil in diesem Risikogebiet 

bestimmten Varianten des Coronavirus SARS-CoV-2 verbreitet aufgetreten sind (Virusvari-

anten-Gebiet), deren Infektiosität nach bisherigen Erkenntnissen noch über diejenige der 

bisher verbreiteten Form des Virus hinausgeht.  

 

Zu Absatz 1: 

 

Zu Satz 1:  

 

Ein- und Rückreisende – egal ob über den Luft-, Land- oder Seeweg –, die sich in den letzten 

zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem Risikogebiet aufgehalten haben, sind nach § 30 Ab-

satz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes verpflichtet, sich abzusondern. Oberstes Ziel ist 

es, die weitere Verbreitung des Virus zu verlangsamen, um eine Überlastung des Gesund-

heitssystems insgesamt zu vermeiden und die medizinische Versorgung bundesweit sicher-

zustellen. Die in Deutschland und im europäischen Raum bereits ergriffenen Maßnahmen 

zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 dürfen nicht gefährdet wer-

den. 

 

Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf es einer Absonderung der in Baden-Württemberg Ein- 

und Rückreisenden aus Risikogebieten, da ein Kontakt mit dem Krankheitserreger hinrei-

chend wahrscheinlich ist und Schutzmaßnahmen zur Eindämmung der Verbreitung des 

Coronavirus SARS-CoV-2 erforderlich macht. Gemessen am Gefährdungsgrad des hochan-

steckenden Coronavirus SARS-CoV-2, das bei einer Infektion zu einer tödlich verlaufenden 

Erkrankung führen kann, genügt daher bereits eine vergleichsweise geringe Wahrschein-

lichkeit eines infektionsrelevanten Kontakts, um einen Ansteckungsverdacht im Sinne von § 

2 Nummer 7 des Infektionsschutzgesetzes begründen zu können (vgl. BVerwG, Urt. v. 22. 



März 2012 –3 C 16/11 –, juris Rn. 32). Dies ist bei einem Aufenthalt in einem Risikogebiet 

gegeben. 

 

Nach § 2 Nummer 7 des Infektionsschutzgesetzes ist eine Person ansteckungsverdächtig, 

von der anzunehmen ist, dass sie Krankheitserreger aufgenommen hat, ohne krank, krank-

heitsverdächtig oder Ausscheider zu sein. Aufgrund der Vielzahl von Infektionen weltweit, 

der Tatsache, dass ein Übertragungsrisiko in einer Vielzahl von Regionen besteht, des dy-

namischen Charakters des Virus und der damit verbundenen Ungewissheit hinsichtlich kon-

kreter Infektionsgeschehen besteht eine gegenüber dem Inland erhöhte Wahrscheinlichkeit, 

dass eine Person, die aus einem Risikogebiet in das Bundesgebiet einreist, Krankheitserre-

ger aufgenommen hat. Der Verordnungsgeber ist vorliegend aus der grundrechtlichen 

Schutzpflicht aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 GG für Leben und körperliche Unversehrtheit 

verpflichtet, Maßnahmen zum Schutz dieses Rechtsguts zu ergreifen. Hierbei kommt ihm 

angesichts der nach wie vor ungewissen und sich dynamisch verändernden Gefahrenlage 

ein weiter Einschätzungs-, Wertungs- und Gestaltungsspielraum zu.   

 

 

Die Pflicht zur Absonderung gilt bei einem Voraufenthalt in einem Risikogebiet im Sinne des 

§ 2 Nummer 17 des Infektionsschutzgesetzes. Die Einstufung eines Gebietes als SARS-

CoV-2-Risikogebiet basiert aktuell auf einer zweistufigen Bewertung. Zunächst wird festge-

stellt, in welchen Staaten/Regionen es in den letzten sieben Tagen mindestens 50 Neuinfi-

zierte pro 100.000 Einwohner gab (sog. 50er-Inzidenz). 

 

Ist die 50er-Inzidenz in einer Region erreicht bzw. überschritten, ist aus epidemiologischer 

Sicht damit zu rechnen, dass das Infektionsgeschehen eine Dynamik aufgenommen hat, die 

sich nur noch schwer kontrollieren lässt. Auch wenn in Teilen Deutschlands die 7-Tage-In-

zidenz weitaus höher liegt, ist bei der ersten Stufe der Risikogebietsausweisung die 50er-

Inzidenz maßgeblich. Die daraus resultierende Unterscheidung von Daheimgebliebenen und 

innerdeutsch Reisenden im Vergleich zu Einreisenden aus dem Ausland stellt dabei keine 

Ungleichbehandlung wesentlich gleicher Sachverhalte dar (vgl. VGH Baden-Württemberg, 

Beschluss vom 3. Dezember 2020, Az.: 1 S 3737/20). Das Bewegungs- und damit Kontakt-

profil von Auslandsreisenden unterscheidet sich typischerweise von dem Daheimgebliebe-

ner und innerdeutsch Reisender. Durch die stärkere Nutzung von öffentlichen Verkehrsmit-

teln, öffentlicher Infrastruktur (Flughäfen, Beherbergungsbetriebe) und die bei Auslandsrei-

sen oft eintretende Kontaktaufnahme mit Personen, die nicht dem alltäglichen Umfeld ent-

stammen, ist das Verhalten von Auslandsreisenden typisierbar eher gefahrengeneigt. Dies 

unterscheidet sie auch gegenüber innerdeutsch Reisenden, da in Deutschland Beherber-

gungsbetriebe für touristische Zwecke, Gastronomie- und Kulturbetriebe geschlossen sind. 

Der Verordnungsgeber hat zudem keinen Einfluss auf Maßnahmen der Pandemiebekämp-



fung im Ausland und kann auch nicht nachprüfen, welche Infektionsrisiken Einreisende aus-

gesetzt gewesen sind (so auch das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht, Beschluss 

vom 30. November 2020, Az.: 13 MN 520/20). 

 

Hinzu kommt, dass im Rahmen der zweiten Stufe der Risikogebietsausweisung anhand wei-

terer qualitativer und quantitativer Kriterien festgestellt wird, ob trotz eines Unter- oder Über-

schreitens der Inzidenz ein erhöhtes bzw. nicht erhöhtes Infektionsrisiko begründet ist. Das 

Auswärtige Amt liefert auf der Grundlage der Berichterstattung der deutschen Auslandsver-

tretungen qualitative Berichte zur Lage vor Ort, die auch die jeweils getroffenen Maßnahmen 

zur Eindämmung der Corona-Pandemie beleuchten. Maßgeblich für die Bewertung sind ins-

besondere die Infektionszahlen im Vergleich zu den Testkapazitäten sowie durchgeführten 

Tests pro Einwohner sowie in den Staaten ergriffene Maßnahmen zur Eindämmung des In-

fektionsgeschehens (Hygienebestimmungen, „Lockdownmaßnahmen“, Kontaktnachverfol-

gung etc.) und die Krankenhausbelegung. Hierbei wird auch geprüft, ob die Inzidenz nicht 

auf lokal begrenzte Infektionsgeschehen in dem betroffenen Gebiet zurückzuführen ist. 

Ebenso wird berücksichtigt, wenn keine verlässlichen Informationen für bestimmte Staaten 

vorliegen. Für die EU-Mitgliedstaaten wird seit der 44. Kalenderwoche 2020 auch die nach 

Regionen aufgeschlüsselte Karte des Europäischen Zentrums für die Prävention und die 

Kontrolle von Krankheiten (ECDC) berücksichtigt. Die Karte enthält Daten zur Rate der Neu-

infektionen, Testpositivität und Testrate. Außerdem werden auf der zweiten Stufe grundsätz-

lich Daten und Erkenntnisse der WHO, des ECDC, des Robert Koch-Instituts sowie privater 

Institutionen (z.B. Johns Hopkins University) berücksichtigt. 

 

Anhand dieses zweistufigen Prozesses werden die Staaten und Regionen nach Anste-

ckungsgefahr in zwei Kategorien eingeteilt – Risikogebiete und Nichtrisikogebiete. Die Risi-

kogebiete werden sodann durch das Robert Koch-Institut im Internet unter der Adresse 

https://www.rki.de/covid-19-risikogebiete veröffentlicht. Die Absonderungspflicht gilt nur für 

Personen, die sich in einem Risikogebiet aufgehalten haben. Maßgeblich ist, ob das Gebiet 

zum Zeitpunkt der Einreise in das Bundesgebiet als Risikogebiet ausgewiesen war. Eine 

Veränderung der Einstufung des Gebiets (von einem Risikogebiet in ein Nichtrisikogebiet) 

nach der Einreise in das Bundesgebiet hat keine Auswirkungen auf die bestehende Abson-

derungspflicht, da diese eine zum Zeitpunkt der Einreise bestehende Ansteckungsgefahr 

nicht beseitigt. Ebenso entsteht keine Absonderungspflicht, wenn ein Gebiet erst nach der 

Einreise zum Risikogebiet wird. 

 

Darüber hinaus sind besondere Risikogebiete gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 

CoronaEinreiseV Gebiete eines Staates im Ausland, in dem eine Virusvariante (Mutation) 

Verbreitung findet, welche nicht zugleich im Inland verbreitet auftritt und von welcher anzu-

nehmen ist, dass von dieser ein besonderes Risiko ausgeht (Virusvarianten-Gebiet), z.B. 

hinsichtlich einer vermuteten oder nachgewiesenen leichteren Übertragbarkeit oder anderen 



Eigenschaften, die die Infektionsausbreitung beschleunigen, die Krankheitsschwere verstär-

ken oder gegen welche die Wirkung einer durch Impfung oder durchgemachten Infektion 

erreichten Immunität abgeschwächt ist. 

 

Es besteht die Gefahr, dass neu auftretende Virusvarianten nicht nur z. B. die Ausbreitung 

der SARS-CoV-2 Pandemie weiter beschleunigen, sondern auch die Wirkung einer durch 

Impfung oder durchgemachten Infektion erworbenen Immunität verringern, durch etablierte 

diagnostische Testverfahren schlechter nachweisbar sind oder eine Infektion mit einer 

neuen Virusvariante mit einer erhöhten Krankheitsschwere einhergeht. Somit ist zu befürch-

ten, dass durch die Verbreitung von neuen Virusvarianten die Bekämpfung dieser Pandemie 

mit einer potentiell tödlichen Krankheit weiter massiv erschwert wird und es zu einer weiteren 

Verstärkung der Belastung der medizinischen Einrichtungen kommt. Zum Schutze der Be-

völkerung in der Bundesrepublik Deutschland ist hier zur Limitierung des Eintrages und da-

mit zur Vermeidung einer schnellen Verbreitung neuer Virusvarianten eine Absonderung 

dringend geboten. 

Eine Absonderung in der Haupt- oder Nebenwohnung oder in einer anderen, eine Absonde-

rung ermöglichende Unterkunft ist gemäß § 30 Absatz 1 und 2 des Infektionsschutzgesetzes 

in diesen Fällen geeignet und erforderlich. Ein ungeregelter Aufenthalt nach Einreise von 

Personen aus Risikogebieten muss verhindert werden. Dies gilt in besonderem Maße bei 

Virusvarianten-Gebieten. Wissenschaftliche Erkenntnisse bestätigen, dass eine zügige Iso-

lierung ansteckungsverdächtiger Personen der wirksamste Schutz gegen eine Ausbreitung 

des Virus ist. 

 

Um eine weitere Ausbreitung von COVID-19 in Baden-Württemberg einzudämmen, ist die 

Anordnung einer an die Einreise anschließenden häuslichen Absonderung verhältnismäßig. 

Es handelt sich vorliegend um eine Krankheit, welche welt-, bundes- und landesweit auftritt 

und sich sehr schnell ausbreitet. Es liegt eine dynamische und ernst zu nehmende Situation 

vor, insbesondere da bei einem Teil der Fälle die Krankheitsverläufe schwer sind und es 

zunehmend auch zu tödlichen Krankheitsverläufen kommt. Die bisherige Strategie der 

schnellen Isolierung von ansteckungsverdächtigen Personen hat sich als erfolgreich erwie-

sen. Sie ist deshalb im Rahmen einer Gesamtabwägung gerade auch in Anbetracht der zu 

schützenden hochwertigen Individualrechtsgüter Gesundheit und Leben sowie der Funkti-

onsfähigkeit des Gesundheitssystems als solchem verhältnismäßig und für die Betroffenen 

insbesondere nicht unzumutbar. 

 

Die in Satz 1 genannten Personen sind verpflichtet, sich unverzüglich nach der Einreise auf 

direktem Weg in ihre Haupt-oder Nebenwohnung oder in eine andere, eine Absonderung 

ermöglichende Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum von zehn Tagen nach 

ihrer Einreise ständig dort abzusondern.  

 



Unter Berücksichtigung epidemiologischer Risiken beträgt die Absonderung nach § 1 Absatz 

1 Satz 1 nach der Einreise aus einem Risikogebiet zehn Tage. Auf diese Zeitspanne hatten 

sich die EU-Gesundheitsminister Anfang September 2020 gemeinsam verständigt. Laut 

WHO beträgt die durchschnittliche Inkubationszeit fünf bis sechs Tage, nur wenige Personen 

zeigen später als nach dem zehnten Tag Symptome. Das Gleiche gilt für die Infektiosität: 

Auch, wenn Teile des Virus länger nachweisbar sind, wird nur bis zum achten bis zehnten 

Tag von kranken Personen infektiöses Virusmaterial ausgeschieden. Entsprechend ist eine 

zehntägige Absonderung ausreichend.  

 

Die Haupt- oder Nebenwohnung ist die Meldeadresse des Erst- oder Zweitwohnsitzes. So-

weit die einreisende Person in der Bundesrepublik Deutschland nicht gemeldet ist, hat sie 

sich in eine andere, eine Absonderung ermöglichende, geeignete Unterkunft zu begeben. 

Es muss sich hierbei um eine feste Anschrift handeln, die gezielt aufgesucht werden kann 

und in der es möglich und durchsetzbar ist, sich für zehn Tage aufzuhalten. Für Asylsu-

chende kann diese Unterkunft auch in der zuständigen Aufnahmeeinrichtung liegen. 

 

Zu Satz 2:  

 

Den in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen ist es in der Zeit der Absonderung nicht gestat-

tet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehören. Der Emp-

fang von Besuch würde dem Sinn und Zweck der Absonderung und dem Ziel, die Verbrei-

tung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu verlangsamen, zuwiderlaufen. Unter einem Besuch 

wird hierbei nicht der Aufenthalt in der Wohnung oder Unterkunft von Personen verstanden, 

die diese aus triftigen Gründen betreten müssen. Solch ein triftiger Grund liegt beispiels-

weise in einer ärztlichen Behandlung oder der Pflege einer im Haushalt lebenden Person.  

 

Zu Absatz 2: 

 

Werden Krankheitssymptome festgestellt, die typisch für eine Infektion mit dem Coronavirus 

SARS-CoV2 sind, muss die zuständige Behörde auch hierüber unverzüglich in Kenntnis ge-

setzt werden. Solche Symptome sind Fieber, neu aufgetretener Husten, Schnupfen, Ge-

ruchs- oder Geschmacksverlust oder Atemnot. Die zuständige Behörde entscheidet sodann 

über das weitere Verfahren und übernimmt insbesondere die Überwachung der abgeson-

derten Person für die Zeit der Absonderung.  

 

Zu Absatz 3:  

 

Für die Zeit der zehntägigen Absonderung unterliegen die von Absatz 1 Satz 1 erfassten 

Personen der Beobachtung durch die zuständige Behörde.  

 

 



Zu § 2:  

 

Zu Absatz 1:  

 

In § 2 Absatz 1 ist zunächst festgehalten, welche Personen grundsätzlich nicht von der Ab-

sonderungspflicht nach § 1 Absatz 1 Satz 1 erfasst sind. Dies gilt auch für Einreisende aus 

Virusvarianten-Gebieten nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 der Coronavirus-Einreisever-

ordnung. Bei Einreisen aus Virusvarianten-Gebieten sind die Ausnahmen vor dem Hinter-

grund der erhöhten Gefährlichkeit, die von diesen Varianten ausgeht, deutlich enger zu fas-

sen und nur in den im Folgenden angeführten, eng auszulegenden Fällen ebenso zuzulas-

sen wie in Risikogebieten. 

 

Zu Nummer 1: 

 

Von der Absonderungspflicht ausgenommen sind Personen, die nur zur Durchreise nach 

Baden-Württemberg einreisen. Diese Personen sind allerdings verpflichtet, das Gebiet auf 

schnellstem Weg, somit ohne jede Verzögerung (keine Kurzaufenthalte oder Übernachtun-

gen), zu verlassen. Der schnellste Weg zum Ziel ist dann gewählt, wenn im Vergleich zu 

Alternativrouten, insbesondere der kürzesten Route, die Durchreise in Baden-Württemberg 

zeitlich am schnellsten erfolgt. Ein erhöhtes Infektionsrisiko entsteht erst durch einen Auf-

enthalt und damit zusammenhängende mögliche soziale Kontakte vor Ort; dies ist bei einer 

reinen Durchreise ohne Zwischenaufenthalt nicht der Fall. 

 

Zu Nummer 2: 

 

Zu Buchstabe a: 

 

Die Ausnahme ist zur Aufrechterhaltung systemrelevanter Infrastrukturen für das Gemein-

wesen wie die Gewährleistung der Versorgung der Bevölkerung, aber ebenso zur Aufrecht-

erhaltung der Wirtschaft, erforderlich. Unter epidemiologischen Gesichtspunkten ist diese 

Ausnahme vertretbar, da diese Personen mit den Durchreisenden nach Nummer 1 vergleich-

bar sind, sich entweder überwiegend reisend im Inland oder in kurzen Auslandsaufenthalten 

befinden und damit zusammenhängende mögliche soziale Kontakte vor Ort nur in begrenz-

tem Umfang stattfinden.  

 

Voraussetzung ist, dass angemessene Schutz- und Hygienekonzepte vorliegen und einge-

halten werden. Diese Ausnahme gilt nur, wenn sich die Personen weniger als 72 Stunden in 

einem Risikogebiet aufgehalten haben oder für bis zu 72 Stunden in das Bundesgebiet ein-

reisen; für diesen Zeitraum ist von einer geringen Infektionswahrscheinlichkeit auszugehen. 

Zu den unter Buchstabe a genannten Personen gehören auch alle Mitglieder der Besatzung 

und Crews.  



 

Zu Buchstabe b: 

 

Von der Absonderungspflicht ausgenommen sind Personen, deren Tätigkeit für die Aufrecht-

erhaltung des Gesundheitswesens dringend erforderlich und unabdingbar ist. 

 

In Abgrenzung zu Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a umfasst diese Tätigkeit nur solche Tä-

tigkeiten, die zeitlich dringend sind. Als Beispiel sind hierfür zu nennen: der Transport von 

Patienten oder Transplantaten sowie die Ein- und Rückreise von Ärzten, die für eine drin-

gende Operation benötigt werden. Voraussetzung ist, dass angemessene Schutz- und Hy-

gienekonzepte vorliegen und eingehalten werden. Diese Ausnahme gilt nur, wenn die Per-

sonen für bis zu 72 Stunden in das Bundesgebiet einreisen; für diesen Zeitraum ist von einer 

geringen Infektionswahrscheinlichkeit auszugehen. Gerade bei Personen im Gesundheits-

wesen ist zu beachten, dass diese potentiell vermehrt Kontakt zu Risikogruppen haben kön-

nen. Zugleich wird jedoch durch angemessene Schutz- und Hygienevorschriften, wie etwa 

regelmäßige Testungen auch asymptomatischer Beschäftigter, das Risiko einer Verbreitung 

des Coronavirus SARS-CoV-2 durch diese Personen eingeschränkt. Auch unter epidemio-

logischer Gesichtspunkten ist es daher möglich und zur Aufrechterhaltung der medizinischen 

Versorgung im Übrigen zwingend erforderlich, für eilige Fälle eine Ausnahme von der Ab-

sonderungspflicht vorzusehen. 

 

Zu Nummer 3: 

 

Zu Buchstaben a und b: 

 

Ferner sind Grenzpendler (Buchstabe a) und Grenzgänger (Buchstabe b) von der Absonde-

rungspflicht ausgenommen, wenn es sich um eine zwingend notwendige berufliche Tätigkeit 

handelt oder ein Aufenthalt zur Ausbildung oder zum Studium zwingend notwendig ist und 

angemessene Schutz- und Hygienekonzepte vorliegen und eingehalten werden. Durch das 

regelmäßige Pendeln zu gleichbleibenden Berufs-, Studien- und Ausbildungsstätten mit ei-

nem bekannten und damit gut identifizierbaren Personenkreis ist die Kontaktnachverfolgung 

bei Infektionen gewährleistet, sodass eine Ausnahme daher unter Berücksichtigung infekti-

ologischer Belange möglich ist. Sie ist gleichzeitig aus wirtschaftlichen und bildungspoliti-

schen Gründen geboten. 

 

Die zwingende Notwendigkeit der Tätigkeit bzw. Ausbildung ist durch den Arbeitgeber oder 

Auftraggeber bzw. die Schule oder Bildungseinrichtung zu prüfen und zu bescheinigen. Das 

Gleiche gilt für das Vorliegen und Einhalten angemessener Schutz-und Hygienekonzepte. 

Bescheinigungen können in deutscher, englischer oder französischer Sprache vorgelegt 

werden. Auch die Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte ist nachzuwei-

sen. 



 

Zu Nummer 4: 

 

Von der Absonderungspflicht sind zudem Personen ausgenommen, die über ein ärztliches 

Zeugnis über eine bei Einreise mindestens 21 Tage und höchstens sechs Monate zurücklie-

gende, durch eine molekularbiologische Testung mittels Polymerase-Kettenreaktion (PCR-

Test) bestätigte Infektion mit dem Coronavirus verfügen. Wurde kein ärztliches Zeugnis aus-

gestellt, kann der Nachweis auch durch Vorlage des Befundes eines positiven PCR-Testes 

erbracht werden. 

 

Ein erhöhtes Infektionsrisiko besteht bei der Personengruppe nicht, da nach aktuellem 

Kenntnisstand von einer partiellen Immunität ausgegangen werden kann. Eine infektiöse 

Neuerkrankung kann jedoch derzeit auch bei bereits erkrankten und wieder genesenen Per-

sonen nicht vollständig ausgeschlossen werden, sodass die Befreiung von der Absonde-

rungspflicht auf einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten ab dem Tag der positiven 

Testung begrenzt ist. Die Voraussetzung, dass die mittels PCR-Test festgestellte Infektion 

bei Einreise mindestens 21 Tage zurückliegt, soll sicherstellen, dass die einreisende Person 

zum Zeitpunkt der Einreise nicht mehr infektiös ist. 

Zu Absatz 2: 

 

Unter der Bedingung, dass Einreisende nicht aus einem Risikogeiet nach § 3 Absatz 2 Satz 

1 Nummer 2 (Virusvarianten-Gebiet) der Coronavirus-Einreiseverordnung einreisen, sind die 

weiteren in Absatz 2 definierten Ausnahmen von der Absonderungspflicht nach § 1 Absatz 

1 Satz 1 möglich. Die Ausnahmen sind auf zwingend notwendige Bereiche beschränkt. Um 

das Funktionieren des Gemeinwesens sowie des Ehe- und Familienlebens sicherzustellen, 

ist es erforderlich und unter Wahrung infektiologischer Gesichtspunkte vertretbar, im engen 

Rahmen Ausnahmen von der Absonderungspflicht für bestimmte Personengruppen vorzu-

sehen. Die Ausnahmen sind auf für das Funktionieren des Gemeinwesens und des Ehe- 

und Familienlebens zwingend notwendige Bereiche beschränkt. Den in Absatz 2 genannten 

Fällen ist gemeinsam, dass durch andere Schutz- und Hygienemaßnahmen das Risiko einer 

Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 gemindert werden kann. 

 

Personen sind nach Absatz 2 nur dann von der Absonderungspflicht ausgenommen, wenn 

sie unter eine der genannten Personengruppen fallen. 

 

Im Einzelnen: 

 

Zu Nummer 1: 

 

Von der Absonderungspflicht ausgenommen sind Personen, die die Grenze im Rahmen des 

sogenannten kleinen Grenzverkehrs überschreiten. Diesen Personen ist es nach früherer 



Rechtslage ohne Absonderungspflicht gestattet gewesen, für weniger als 24 Stunden ent-

weder von Deutschland in eine Grenzregion zu reisen oder von einer Grenzregion nach 

Deutschland einzureisen. Vor dem Hintergrund stark ansteigender Infektionszahlen sowohl 

in Baden-Württemberg als auch in den Grenzregionen sind die Regelungen zur Einreise-

Quarantäne zum Zwecke eines effektiven Infektionsschutzes verschärft worden. 

 

Das Land beachtet weiterhin im Sinne einer freundschaftlichen Kooperation zu seinen Nach-

barstaaten die geografische Existenz eines einheitlichen Lebensraumes in Grenzregionen, 

die dadurch geprägt ist, dass die in diesem Bereich lebenden Personen täglich die Grenze 

überschreiten. Dies rechtfertigt weiterhin die Ausnahmeregelung für Personen, die die 

Grenze im Rahmen des kleinen Grenzverkehrs überschreiten. Dennoch zwingt das besorg-

niserregende Pandemiegeschehen zu einer Einschränkung der vormals vorbehaltslos ge-

währten Ausnahmeregelung. Die absonderungsfreie Einreise bei einem 24-stündigen Auf-

enthalt in Baden-Württemberg bzw. nach einem 24-stündigen Aufenthalt in einer Grenzre-

gion ist nur in den Fällen gestattet, in denen die Ein- bzw. Rückreise nicht überwiegend aus 

touristischen Gründen oder zu Zwecken des Einkaufs erfolgt. 

  

Die Einreisebestimmungen dürfen nicht dazu führen, dass die berufliche Existenz oder die 

Lage in Studium und Ausbildung gefährdet wird. Der kurzfristige Aufenthalt zur Ausübung 

beruflicher und dienstlicher Tätigkeit, zur Ausbildung oder zum Studium soll weiterhin mög-

lich sein. Auf eine exemplarische Aufzählung triftiger Gründe wurde angesichts der Vielzahl 

an Fallkonstellationen verzichtet, um der Lebenswirklichkeit der Grenzregionen hinreichende 

Flexibilität zu bieten. Ausnahmefähige Gründe sind insbesondere berufliche, dienstliche, ge-

schäftliche, schulische, medizinische oder familiär bedingte Gründe, nicht aber sportliche 

Zwecke; unter dem Begriff der Touristik fällt auch der Aufenthalt zur Ausübung des Ski-

Sports und anderer winterlichen Sportarten. Genauso sind grenzüberschreitende Einkaufs-

touren nicht vom Ausnahmetatbestand erfasst und daher nur noch um den Preis einer grund-

sätzlichen Absonderungspflicht bei Ein- bzw. Rückreise in Baden-Württemberg zulässig. 

Reisen von in Baden-Württemberg lebenden Personen in Grenzregionen, die Risikogebiete 

sind, sollen auf ein notwendiges Minimum beschränkt werden. Gleiches gilt für Personen, 

die ihren Erst- oder Zweitwohnsitz in den Grenzregionen haben und für bis zu 24 Stunden 

nach Baden-Württemberg einreisen. Nicht notwendig sind Reisen mit einem touristischen 

Schwerpunkt oder mit vorrangigem Zweck des Einkaufs. Diese beschränkenden Maßnah-

men verhindern einen weiteren Eintrag des Virus aus dem Ausland. Sie reduzieren vermeid-

bare Kontakte, tragen jedoch gleichzeitig dem Umstand Rechnung, dass Grenzregionen ei-

nen einheitlichen Lebensraum bilden. Durch den beschränkten Grenzübertritt, bei dem man 

nicht auf anonyme Menschenmassen bei Einkaufstouren oder sportlicher Betätigung trifft, 

kann im Rahmen des kleinen Grenzverkehrs auch die Kontaktnachverfolgung bei Infektio-

nen leichter sichergestellt werden; außerhalb von Aufenthalten aus touristischen Gründen 

oder zu Zwecken des Einkaufs ist der Personenkreis bekannt und damit gut identifizierbar. 

 



Die Grenzregionen für Baden-Württemberg sind mit der Internationalen Bodenseekonferenz 

und der Oberrheinkonferenz festgelegt worden. Das sind für Frankreich die Europäische 

Gebietskörperschaft Elsass (umfasst die Départements Bas-Rhin und Haut-Rhin), für die 

Schweiz die Kantone Aargau, Appenzell (Innerrhoden, Ausserrhoden), Basel-Stadt, Basel-

Landschaft, Jura, Schaffhausen, Solothurn, St. Gallen, Thurgau und Zürich, für Österreich 

das Land Vorarlberg und für das Fürstentum Liechtenstein das gesamte Staatsgebiet. 

 

  
 
Zu Nummer 2: 

 

Personen, die aus einem Risikogebiet einreisen, um in Baden-Württemberg Verwandte ers-

ten Grades oder den nicht dem gleichen Hausstand angehörigen Ehegatten oder Lebens-

gefährten zu besuchen oder die den Besuch aufgrund eines geteilten Sorgerechts oder Um-

gangsrechts vornehmen, sind bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden von der Abson-

derungspflicht ausgenommen (Buchstabe a). Gleiches gilt für Personen, die sich zu den vor-

genannten Zwecken in einem Risikogebiet aufgehalten haben und anschließend in Baden-

Württemberg einreisen. 

 

Hochrangige Mitglieder des diplomatischen und konsularischen Dienstes (Buchstabe b), 

Personen, die aufgrund einer unaufschiebbaren medizinischen Behandlung einreisen (Buch-

stabe c) oder Personen, die zur ordnungsgemäßen Durchführung einer Gerichtsverhandlung 

unerlässlich sind (Buchstabe d), sind bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygiene-

konzepte und Aufenthalten von weniger als 72 Stunden ebenfalls von der Absonderungs- 

pflicht ausgenommen. 

 

Zu Buchstabe a: 

 

In Abgrenzung zu Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe a sind Personen privilegiert, die Verwandte 

1. Grades (d.h. Eltern oder Kinder) besuchen oder den nicht dem gleichen Hausstand ange-

hörigen Ehegatten oder Lebensgefährten. Von Buchstabe a sind auch Personen erfasst, die 

ein geteiltes Sorgerecht oder Umgangsrecht wahrnehmen. Die Ausnahme gilt jedoch nur, 

wenn sich die Personen weniger als 72 Stunden in einem Risikogebiet aufgehalten haben 

oder für bis zu 72 Stunden in das Bundesgebiet einreisen. Die Ausnahme von der Absonde-

rungspflicht ist zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit und des durch Artikel 6 Absatz 1 GG 

besonders geschützten Ehe- und Familienlebens erforderlich. Dies gilt insbesondere auch 

für Besuche zur Ausübung des Sorgerechts. 

 

 

 

 



Zu Buchstabe b: 

 

Ebenso von der Absonderungspflicht ausgenommen sind bei Aufenthalten von weniger als 

72 Stunden hochrangige Mitglieder aus dem In- und Ausland des diplomatischen und kon-

sularischen Dienstes, von Volksvertretungen und Regierungen. In Abgrenzung zu Absatz 3 

Satz 1 Nummer 1 Buchstabe e und f werden von Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b nur 

hochrangige Mitglieder erfasst, wie zum Beispiel Staats- und Regierungschefs, Minister, Bot-

schafter und der Präsident des Europäischen Parlaments. Die begleitenden Delegationen 

fallen ebenfalls unter Nummer 2 Buchstabe b, da eine gesonderte Behandlung kaum mög-

lich ist. Eine Ausnahme für diese Personen ist unter epidemiologischen Gesichtspunkten 

möglich, da für die betroffenen Personen umfangreiche Schutz- und Hygienemaßnahmen 

der Behörde ergriffen werden, diese sind einzuhalten. Bei dem Zeitraum von weniger als 72 

Stunden für diesen Personenkreis, der grundsätzlich strengen Schutz- und Hygienemaß-

nahmen unterliegt, ist von einer geringen Infektionswahrscheinlichkeit auszugehen. 

 
Zu Buchstabe c: 
 

In Abgrenzung zu § 2 Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe b sind Personen von der Absonde-

rungspflicht ausgenommen, die einer dringenden medizinischen Behandlung bedürfen, so-

weit die Aufenthaltsdauer in einem Risikogebiet 72 Stunden nicht übersteigt. Dringend ist 

eine medizinische Behandlung, wenn sie zeitlich dringend ist und nicht auf einen späteren 

Zeitpunkt verlegt werden kann, ohne dass ernsthafte Folgen für die Gesundheit oder Gene-

sung zu befürchten sind. Eine dringende medizinische Behandlung ist nicht auf die Akutbe-

handlung medizinischer Notfälle beschränkt. Erfasst vom Ausnahmetatbestand sind auch 

die Fälle, in denen Operationen längerfristig geplant wurden. Hierunter fallen auch Entbin-

dungen, bei denen sich die Eltern bewusst für ein bestimmtes Krankenhaus entschieden 

haben. 

 

Diese Ausnahme gilt nur, wenn sich die Personen weniger als 72 Stunden in einem Risiko-

gebiet aufgehalten haben oder für bis zu 72 Stunden in Baden-Württemberg einreisen; für 

diesen Zeitraum ist von einer geringen Infektionswahrscheinlichkeit auszugehen, weil die 

Planung besondere Vorkehrungen zum Infektionsschutz zulässt. 

 

Zu Buchstabe d: 

 

Vor dem Hintergrund des verfassungsrechtlich garantierten Justizgewährungsanspruchs 

sind Verfahrensbeteiligte und weitere für den ordnungsgemäßen Gang der Gerichtsverhand-

lung unerlässliche Personen von der Absonderungspflicht ausgenommen. Das sind bei-

spielsweise der Angeklagte, der Nebenkläger im Strafverfahren, der Kläger sowie der Be-

klagte in jeder Lage des Verfahrens, unabhängig vom Rechtsweg. Unerlässlich sind auch 

Zeugen und Sachverständige, sofern sie vom Gericht förmlich geladen bzw. bestellt wurden. 



Gleiches gilt für die Beschwerdeführer einer Verfassungsbeschwerde vor dem Bundesver-

fassungsgericht in Karlsruhe. 

 

Die Unerlässlichkeit der einzelnen Verfahrensbeteiligten ist mit der Ladung des Gerichts be-

scheinigt. Unerlässliche Verfahrensbeteiligte, die aus einem Risikogebiet in Baden-Württem-

berg eingereist sind, haben spätestens nach 72 Stunden das Land wieder zu verlassen. Die 

Ausnahme ist allein deswegen gerechtfertigt, weil für diesen Zeitraum von einer geringen 

Infektionswahrscheinlichkeit auszugehen ist.  

 

Zu Nummer 3:  

 

Zu Buchstabe a: 

 

Aus bildungspolitischen Gründen sind Schülerinnen und Schüler eines Internats, die ihre 

Verwandten ersten oder zweiten Grades besuchen, von der Aussonderungspflicht befreit. In 

der Realität sind Schülerinnen und Schüler eines Internats in die sozialen Strukturen der 

Einrichtung vor Ort fest verwurzelt. Die Besuche von nächsten Verwandten finden an deren 

Wohnorten nicht allwöchentlich, sondern regelmäßig in größeren Zeitabständen statt. Der 

Verwandtenbesuch durch die Schülerinnen und Schüler muss also nicht wöchentlich erfol-

gen. Andernfalls würde der ordnungsgemäße Schulbetrieb mit einer Pflicht zur Absonderung 

der Schülerinnen und Schüler ernsthaft gefährdet. Ein effizientes Lernen wäre nicht mehr 

möglich. Vor dem Hintergrund des staatlichen Schutzauftrags für die Familie in Art. 6 Abs. 1 

GG sowie für das gesamte Schulwesen in Art. 7 Abs. 1 GG sind Ausnahmen für Schülerin-

nen und Schüler aus einem Internat zuzulassen, die in regelmäßigen, wenn auch größeren 

Zeitabständen ihre nächsten Verwandten besuchen. Infektiologische Belange sprechen 

nicht hiergegen. Mit den Verwandtenbesuchen ist bei Infektionen die Kontaktnachverfolgung 

bei dem gut bekannten und fest umfassten Personenkreis gewährleistet. 

 

Dennoch müssen zur Durchführung des Verwandtenbesuchs angemessene Schutz-und Hy-

gienekonzepte vorliegen und eingehalten werden. 

 

Zu Buchstabe b: 

 

Das Land Baden-Württemberg hat eigene Bedienstete ins Ausland entsandt, insbesondere 

in die Vertretung des Landes bei der Europäischen Union in Brüssel. Den im Ausland tätigen 

Bediensteten ist gemein, dass sie das Land Baden-Württemberg vertreten und seine Inte-

ressen auf supranationaler Ebene einbringen. Zugleich stärkt ihre Tätigkeit die Europafähig-

keit des Landes. Die Arbeit der entsandten Bediensteten ist von der aktuellen, besorgniser-

regenden Verbreitung des Virus stark betroffen. Die Institutionen, in denen sie tätig sind, 

allen voran die Landesvertretung in Brüssel, halten zur Aufrechterhaltung der Funktionsfä-

higkeit hohe Hygiene- und Schutzmaßnahmen ein. Vor diesem Hintergrund rechtfertigt sich 



die Ausnahme von der Absonderungspflicht. Bei den eigenen Bediensteten besteht zudem 

ein besonders hohes Interesse des Landes daran, dass sie sich im Ausland aufhalten, selbst 

wenn es sich um ein Risikogebiet handelt; zugleich hat das Land für seine eigenen Bediens-

teten eine besonders hohe Verantwortung. Es ist nur konsequent, denjenigen, die bereit 

sind, sich für das Land während einer der schwersten Krisen der vergangenen Jahrzehnte 

in einem ausländischen Risikogebiet aufzuhalten, besondere Fürsorge entgegenzubringen. 

Allein die Aufnahme eines Ausnahmetatbestandes kann dieser besonderen Situation ge-

recht werden. 

 

Zu Nummer 4: 

 

Die politisch-rechtliche Bedeutung des Abgeordnetenmandats im Europäischen Parlament 

ist überragend wichtig. Die Abgeordneten aus Baden-Württemberg bzw. solche, die ihren 

Wohnsitz in Baden-Württemberg haben, vertreten auf supranationaler Ebene die Interessen 

Baden-Württembergs im europäischen Politikgeschehen. Von der aktuellen, besorgniserre-

genden Verbreitung des Virus ist auch die Arbeitsweise des Europäischen Parlaments stark 

betroffen. Dessen Abgeordnete arbeiten unter erschwerten Bedingungen und halten zur Auf-

rechterhaltung eines funktionsfähigen Parlaments gesteigerte Hygiene- und Schutzmaßnah-

men ein. Vor diesem Hintergrund rechtfertigt sich die Ausnahme von der Absonderungs-

pflicht für Abgeordnete des Europäischen Parlaments. Eine ausnahmslose Absonderungs-

pflicht würde den Abgeordneten in ein nicht hinnehmbares Spannungsverhältnis bringen, 

der das Wohl für die Europäische Union gegen die Einschränkungen seines sozialen sowie 

privaten Lebens abwägen müsste. Allein die Aufnahme eines Ausnahmetatbestandes kann 

dieses Spannungsverhältnis auflösen und gleichzeitig die Ausübung des freien Mandats ge-

währleisten. 

 

Zu Absatz 3: 

 

Unter der Bedingung, dass Einreisende nicht aus einem Risikogebiet nach § 3 Absatz 2 Satz 

1 Nummer 2 (Virusvarianten-Gebiet) der Coronavirus-Einreiseverordnung einreisen, sind die 

weiteren in Absatz 3 definierten Ausnahmen von der Absonderungspflicht nach § 1 Absatz 

1 Satz 1 möglich.  

 

Unter infektiologischen Gesichtspunkten ist es vertretbar und zur Wahrung der Verhältnis-

mäßigkeit geboten, auf eine Absonderung zu verzichten, wenn die Wahrscheinlichkeit einer 

Infektion durch eine Negativ-Testung einerseits als gering einzustufen ist und andererseits 

ein gesamtstaatliches Interesse an der Aufrechterhaltung der Wirtschaft und sonstiger wich-

tiger Bereiche des persönlichen und öffentlichen Lebens eine Ausnahme rechtfertigt. Dies 

wird mit der Regelung in Absatz 3 ermöglicht. So sind bestimmte Einreisende von der Ab-



sonderungsverpflichtung ausgenommen, wenn sie im Rahmen der Zwei-Test-Strategie mit-

tels eines zusätzlichen ärztlichen Zeugnisses nachweisen können, sich nicht mit dem 

Coronavirus SARS CoV-2 infiziert zu haben (Negativtest).  

 

Die Personengruppen, für die eine Ausnahme von der Absonderungspflicht durch einen Ne-

gativtest möglich ist, sind in Absatz 3 abschließend genannt. 

 
Im Einzelnen: 

 

Zu Nummer 1: 

 

Ausgenommen sind bei Vorlage eines negativen Testergebnisses Personen, deren Tätigkeit 

zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens (inklusive der Pflege), 

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Pflege diplomatischer und konsularischer Be-

ziehungen (einschließlich Reisen nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b, die länger als 

72 Stunden dauern), der Funktionsfähigkeit der Rechtspflege und von Volksvertretung, Re-

gierung und Verwaltung des Bundes, der Länder und der Kommunen sowie der Funktions-

fähigkeit der Organe der Europäischen Union und internationaler Organisationen zwingend 

notwendig ist. 

 

In den Anwendungsbereich von Nummer 1 Buchstabe b fallen auch Beamtinnen und Beamte 

der Bundespolizei, die zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der Sicherheit oder 

Ordnung an Bord deutscher Luftfahrzeuge nach § 4a des Bundespolizeigesetzes eingesetzt 

werden (Luftsicherheitsbegleiter), ausländische Luftsicherheitsbegleiter (Air Marshals) so-

wie sogenannte Personenbegleiter Luft im Rahmen ihrer Verwendung Begleitung von Rück-

kehrern. Dies ist unabdingbar zur Herstellung der erforderlichen Sicherheit im Luftverkehr 

und damit erforderlich zur Aufrechterhaltung systemrelevanter Infrastruktur für das Gemein-

wesen. Luftsicherheitsbegleiter unterliegen zudem besonderen Maßnahmen des Infektions-

schutzes, weshalb ein gesteigertes Infektionsrisiko durch diese Personen regelmäßig nicht 

gegeben ist. Die zwingende Notwendigkeit ist durch den Arbeitgeber, Dienstherrn oder Auf-

traggeber zu bescheinigen. Die Bescheinigung kann auch durch die aufnehmende öffentli-

che Stelle erstellt werden; zudem kann in der Bescheinigung auch auf ein Einladungsschrei-

ben einer öffentlichen Stelle Bezug genommen werden. Die entsprechende Bescheinigung 

hat die betroffene Person bei sich zu tragen, um die für sie geltende Ausnahme im Falle der 

Kontrolle glaubhaft machen zu können. Hiervon sind insbesondere Angehörige des Polizei-

vollzugsdienstes, der Feuerwehr sowie des Rettungsdienstes, Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter des Gesundheitsdienstes, Ärztinnen und Ärzte sowie Pflegerinnen und Pfleger, 24-

Stunden-Betreuungskräfte, Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staats-

anwälte, Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Bedienstete des Justiz- und Maßre-

gelvollzugs erfasst. 

 



Zu Nummer 2: 

 

Von den Verpflichtungen nach § 1 sind bei Vorlage eines negativen Testergebnisses Perso-

nen ausgenommen, die aus einem Risikogebiet einreisen, um in Baden-Württemberg Ver-

wandte ersten oder zweiten Grades oder den nicht dem gleichen Haushalt angehörigen Ehe-

gatten oder Lebensgefährten zu besuchen oder die den Besuch aufgrund eines geteilten 

Sorge- oder Umgangsrechts, einer dringenden medizinischen Behandlung oder des Bei-

stands oder zur Pflege schutz- beziehungsweise hilfebedürftiger Personen vornehmen. Glei-

ches gilt für Personen, die sich zu den vorgenannten Zwecken in einem Risikogebiet aufge-

halten haben und anschließend in Baden-Württemberg einreisen.  

 

Dringende medizinische Behandlungen, die einen längeren Aufenthalt als 72 Stunden erfor-

dern, unterliegen nicht dem Ausnahmetatbestand des § 2 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe d. 

Sie sind dennoch privilegiert. Im Rahmen einer längerfristigen dringenden medizinischen 

Behandlung ist für die Befreiung aus der Absonderungspflicht die Vorlage eines negativen 

Testergebnisses notwendig.  

 

Handelt es sich um einen Aufenthalt von weniger als 72 Stunden und den Besuch eines 

Verwandten 1. Grades (d.h. eines Elternteils oder Kindes), eines nicht dem gleichen Haus-

stand angehörigen Ehegatten oder Lebensgefährten oder um einen Besuch zur Ausübung 

eines Sorge- oder Umgangsrechts, gilt die Privilegierung nach Absatz 2 Nummer 2 Buch-

stabe a. 

 

Handelt es sich um einen Aufenthalt von weniger als 72 Stunden, der wegen einer unauf-

schiebbaren medizinischen Behandlung erforderlich ist, gilt die Privilegierung nach Absatz 2 

Nummer 2 Buchstabe c.  

 

Zu Nummer 3: 

 

Die Verpflichtungen nach § 1 gelten bei Vorlage eines negativen Testergebnisses nicht für 

Polizeivollzugsbeamte sowie Einsatzkräfte der Feuerwehr, des Rettungsdienstes und der im 

Katastrophenschutz mitwirkenden Organisationen und Einrichtungen, die aus dem Einsatz 

und aus einsatzgleichen Verpflichtungen im Ausland zurückkehren. Diese kommen beson-

deren Maßnahmen des Infektionsschutzes nach, weshalb ein gesteigertes Infektionsrisiko 

durch diese Personen regelmäßig nicht gegeben ist. 

 

Zu Nummer 4: 

 

Bei transportbedingten Aufenthalten über 72 Stunden gelten die Verpflichtungen nach § 1 

bei Vorlage eines negativen Testergebnisses nicht für Personen, die beruflich bedingt grenz-

überschreitend Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der Schiene, per Schiff und per 



Flugzeug transportieren. Das Testerfordernis entfällt für Besatzungen von Binnenschiffen, 

sofern grundsätzliche Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung, insbesondere ein Verzicht auf 

nicht zwingend erforderliche Landgänge, ergriffen werden. Die Rückausnahme für Besat-

zungen von Binnenschiffen trägt dem Umstand Rechnung, dass eine ausnahmslose Ein-

schränkung zu erheblichen Problemen in der Praxis führt und potenziell geeignet ist, die 

Versorgungssicherheit von Industrie und Verbrauchern zu gefährden. Aufgrund der Warte-

zeiten an den Umschlagterminals und der geringen Fahrtgeschwindigkeit ist für eine Vielzahl 

der Schiffsbesatzungen die Überschreitung der Aufenthaltsdauer im Risikogebiet von 72 

Stunden unvermeidbar. Die Befreiung vom Testerfordernis kann aus infektiologischen Grün-

den hingenommen werden, denn auf Binnenschiffen kommt es während des Aufenthalts im 

Risikogebiet zu keinen relevanten physischen, infektionsträchtigen Kontakten. 

 

Unter die zwingend notwendigen und unaufschiebbaren beruflichen Tätigkeiten fallen auch 

die in Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a aufgeführten Tätigkeiten, sofern sie über Aufenthalte 

von 72 Stunden hinausgehen. 

 

Zu Nummer 5: 

 

Personen, die sich zur Durchführung zwingend notwendiger, unaufschiebbarer beruflicher 

Tätigkeiten, wegen ihrer Ausbildung oder wegen ihres Studiums für bis zu fünf Tage in einem 

Risikogebiet aufgehalten haben oder in Baden-Württemberg einreisen, sind von der Abson-

derungspflicht nach § 1 Absatz 1 bei Vorlage eines negativen Tests befreit. Die berufliche 

Tätigkeit oder die Wahrnehmung von Ausbildungs- oder Studienzwecken ist zwingend not-

wendig, wenn die Wahrnehmung der Tätigkeit unerlässlich ist und eine Absage oder Ver-

schiebung mit ernsthaften beruflichen, ausbildungs-, oder studiumsrelevanten Folgen, Ver-

tragsstrafen oder erheblichen finanziellen Verlusten einhergeht. 

 

Die zwingende Notwendigkeit ist vom Arbeit-, Auftraggeber oder der Bildungseinrichtung zu 

bescheinigen. Der Begriff des Auftraggebers ist in diesem Zusammenhang weit zu verste-

hen: Dieser soll selbständige Geschäftstätigkeiten als auch vorvertragliche Konstellationen 

der Geschäftsanbahnung, die nicht in einen Vertragsschluss münden, erfassen. Hierzu sollte 

das für die Einreise dringender Geschäftsreisen aus Drittstaaten verfügbare Musterformular 

zur wirtschaftlichen Notwendigkeit, Unaufschiebbarkeit und Nichtdurchführbarkeit im Aus-

land genutzt werden. Das Ausstellen einer unrichtigen Bescheinigung ist bußgeldbewehrt. 

 

Zu Nummer 6: 

 

Personen, die zur Vorbereitung, Teilnahme, Durchführung oder Nachbereitung internationa-

ler Sportveranstaltungen durch das jeweilige Organisationskomitee akkreditiert werden oder 

von einem Bundessportfachverband zur Teilnahme an Trainings-und Lehrgangsmaßnah-

men eingeladen sind (Sportlerinnen und Sportler sowie Sportfunktionäre), sind bei Vorlage 



eines negativen Testergebnisses von der Absonderungspflicht des § 1 Absatz 1 ausgenom-

men. Dies geschieht im Interesse der Ermöglichung sportlicher Betätigung für Spitzenathle-

tinnen und Athleten, die den Sport in der Regel hauptberuflich ausüben. Die Personen nach 

Nummer 6 unterliegen strengen Schutz- und Hygienevorschriften. Eine Akkreditierung und 

Durchführung von Trainings- und Lehrgangsmaßnahmen erfolgt derzeit nur bei Vorlage ent-

sprechender Schutz- und Hygienekonzepte. Dadurch unterliegen diese Personen auch häu-

figeren Testungen, durch die das von den Personen ausgehende infektiologische Risiko ge-

mindert wird. Nach den geltenden Regularien sind Zuschauer weitgehend von Sportveran-

staltungen ausgenommen, sodass auch an dieser Stelle das Risiko nahezu ausgeschlossen 

ist.  

 

Zu Nummer 7:  

 

Personen, die sich in einer Urlaubsregion, in der besondere Abstands- und Hygienemaß-

nahmen gelten, aufgehalten haben, sind von der Absonderungspflicht nach § 1 Absatz 1 

befreit, sofern sie noch am Urlaubsort höchstens 48 Stunden vor Abreise einen Test durch-

führen und bei Einreise ein negatives Testergebnis mit sich führen. Damit die Abstands- und 

Hygieneregeln deutschen Anforderungen entsprechen, fallen nur Urlauber aus solchen Re-

gionen unter diese Regelung, für die aufgrund einer Vereinbarung zwischen der Bundesre-

gierung und der betroffenen nationalen Regierung vor Ort besondere epidemiologische Vor-

kehrungen im Rahmen eines Abstands-und Hygienekonzepts für den Urlaub vereinbart wur-

den. Das Auswärtige Amt veröffentlicht auf seiner Internetseite eine Liste mit den Urlaubs-

regionen, für die entsprechende Vereinbarungen abgeschlossen wurden. Diese Länderliste 

wird auch auf der Seite des Robert Koch-Instituts veröffentlich. 

 

Zu den Sätzen 2 und 3: 

 

Die Ausnahmen von der Absonderungspflicht nach Absatz 3 setzen voraus, dass die Perso-

nen über ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis über das Nichtvorliegen einer Infek-

tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 verfügen. Es gelten die Anforderungen nach § 3 

Absatz 3 Coronavirus-Einreiseverordnung. Der Test muss die Anforderungen des Robert 

Koch-Instituts, die im Internet unter der Adresse https://www.rki.de/covid-19-tests veröffent-

licht sind, erfüllen. Insbesondere muss aus Gründen der Verlässlichkeit der vorgenommenen 

Testungen dieser in einem Staat mit vergleichbarem Qualitätsstandard vorgenommen wor-

den sein. Die Staaten mit vergleichbarem Qualitätsstandard werden durch das Robert Koch-

Institut auf seiner Internetseite unter https://www.rki.de/covid-19-tests veröffentlicht. Die Auf-

nahme eines Staates in diese Liste erfolgt nach einer gemeinsamen Analyse und Entschei-

dung durch das Bundesministerium für Gesundheit, das Auswärtige Amt und das Bundes-

ministerium des Innern, für Bau und Heimat. Diese Prüfung dient der Sicherstellung, dass 

nur Testungen aus Staaten akzeptiert werden, in denen die Testlabore eine zuverlässige 

Qualität gewährleisten können. 



 

Die dem ärztlichen Zeugnis oder dem Testergebnis nach zugrundeliegende Abstrichnahme 

darf höchstens 48 Stunden vor der Einreise vorgenommen worden sein. Dies ist zur Ge-

währleistung der Aktualität des Testergebnisses erforderlich. Das Risiko, sich innerhalb die-

ser Zeit mit dem Virus anzustecken, ist gegenüber einer Ansteckungswahrscheinlichkeit in 

einem unbegrenzten Zeitraum deutlich reduziert. Somit ist dieses Risiko vor dem Hinter-

grund der sonst geltenden massiven Freiheitseinschränkung hinnehmbar. 

 

Sofern im Falle des § 3 Absatz 1 Satz 1 der Coronavirus-Einreiseverordnung kein Test vor 

Einreise durchgeführt wurde, ist es auch möglich, sich unmittelbar bei der Einreise testen zu 

lassen. Das ärztliche Zeugnis oder Testergebnis über das Nichtvorliegen einer Infektion mit 

dem Coronavirus SARS-CoV-2 muss spätestens 48 Stunden nach der Einreise vorliegen. 

 

Um eine Nachvollziehbarkeit bei Überprüfung zu gewährleisten, muss das Testergebnis für 

mindestens zehn Tage nach Einreise aufbewahrt werden. Auf Verlangen der zuständigen 

Behörde ist dieser das Testergebnis auf geeignetem Wege vorzulegen.  

 

Solange ein Negativtest auf Verlangen nicht vorgelegt werden kann, ist die Ausnahme nach 

Absatz 3 nicht eröffnet und die einreisende Person hat sich in die häusliche Absonderung 

zu begeben. Dies gilt auch für die Wartezeit, bis das Ergebnis eines Tests bekannt ist. 

 

Zu Absatz 4: 

 

Zu den Nummern 1 und 2: 

 

Unter der Bedingung, dass Einreisende nicht aus einem Risikogebiet nach § 3 Absatz 2 Satz 

1 Nummer 2 (Virusvarianten-Gebiet) der Coronavirus-Einreiseverordnung einreisen, gilt die 

Verpflichtung nach § 1 zudem nicht für die in § 54a des Infektionsschutzgesetzes genannten 

Personen. Für diese wird das Infektionsschutzgesetz durch bundeswehreigene Dienstvor-

schriften und Überwachungsbehörden (Eigenvollzugskompetenz, vgl. § 54a des Infektions-

schutzgesetzes) vollzogen. Diese Vorschriften sehen dem Wirkungsgehalt des Infektions-

schutzgesetzes entsprechende Maßnahmen vor. So gelten u.a. spezielle Schutzmaßnah-

men für alle im Einsatzgebiet Tätige. 

 

Ebenfalls den Angehörigen deutscher Streitkräfte gleichzusetzen sind Angehörige ausländi-

scher Streitkräfte im Sinne des NATO Truppenstatuts, des Truppenstatus der NATO-Part-

nerschaft für den Frieden (PfP-Truppenstatuts) und des EU-Truppenstatuts der Mitgliedstaa-

ten der Europäischen Union (EU-Truppenstatut), die zu dienstlichen Zwecken nach Deutsch-

land einreisen oder dorthin zurückkehren. Für sie gelten ebenfalls Vorschriften, die dem Wir-

kungsgehalt des Infektionsschutzgesetzes entsprechende Maßnahmen vorsehen. 

 



Familienangehörige der Streitkräfte fallen nicht unter die Ausnahmeregelung.  

 

Zu Nummer 3: 

 

Unter der Bedingung, dass Einreisende nicht aus einem Risikogebiet nach § 3 Absatz 2 Satz 

1 Nummer 2 (Virusvarianten-Gebiet) der Coronavirus-Einreiseverordnung einreisen, unter-

fallen Arbeitskräfte nicht den Verpflichtungen nach § 1, wenn der Gesundheitsschutz im Be-

trieb und in der Unterkunft sichergestellt ist. Erfasst sind Saisonarbeiter, die sich zum Zwe-

cke einer mindestens dreiwöchigen Arbeitsaufnahme in Baden-Württemberg aufhalten. Da-

neben gilt die gleiche Sonderregelung für Arbeitskräfte, die sich kürzer in Baden-Württem-

berg aufhalten, jedoch ihre Arbeit aus einem zwingenden beruflichen Anlass mit einer be-

sonders gewichtigen volkswirtschaftlichen Komponente (wie beispielsweise der Ausbau be-

deutsamer Infrastrukturnetze des Straßen-, Schienen- oder Luftverkehrs) aufnehmen.  

 

Zu den Sicherheitsmaßnahmen zählt, dass neu angekommene Arbeitskräfte in den ersten 

zehn Tagen nach ihrer Einreise strikt getrennt von den sonstigen Beschäftigten arbeiten und 

untergebracht sein müssen. Es sind also möglichst kleine Arbeitsgruppen zu bilden (5 bis 15 

Personen); innerhalb der ersten zehn Tage darf ein Kontakt ausschließlich innerhalb dieser 

Gruppe stattfinden. Ein Verlassen der Unterkunft ist nur zur Ausübung der Tätigkeit gestat-

tet. Ferner darf auch in der Freizeit kein Kontakt zu den sonstigen Beschäftigten des Betrie-

bes stattfinden. Bei einer gruppenbezogenen Unterbringung ist höchstens die Hälfte der üb-

lichen Belegung zulässig. 

 

Es sind strenge Hygienemaßnahmen einzuhalten – diese betreffen etwa die Einhaltung ei-

nes Mindestabstandes von eineinhalb Metern oder die Verwendung von persönlicher 

Schutzausrüstung während der Tätigkeit sowie die ausreichende Ausstattung des jeweiligen 

Betriebs mit Hygieneartikeln wie Desinfektionsmitteln und Seife.  

 

Die Einhaltung dieser oder vergleichbarer strenger Maßnahmen zur Kontaktvermeidung und 

Sicherstellung von Hygiene rechtfertigen die Ausnahme von der Absonderungspflicht nach 

§ 1 Absatz 1. Es ist sichergestellt, dass in den ersten zehn Tagen nach Einreise kein Kontakt 

zu Menschen außerhalb der eigenen Arbeitsgruppe stattfindet. Hierdurch ist das Infektions-

risiko auf die jeweilige Arbeitsgruppe beschränkt. Ein Infektionsrisiko für Dritte und damit 

eine Ausweitung des Ansteckungsrisikos außerhalb der Arbeitsgruppe besteht somit nicht. 

 

Die Arbeitgeber haben die zuständige (Gesundheits-)Behörde über die Aufnahme der Arbeit 

zu informieren und die getroffenen Hygiene- und sonstigen Maßnahmen zu dokumentieren. 

Ein Unterlassen der Information der Behörde ist bußgeldbewehrt. 

 

 

 



Zu Absatz 5: 

 

Über die in den Absätzen 1 bis 4 geregelten Ausnahmen hinaus können bei triftigen Gründen 

weitere Befreiungen zugelassen werden. Für die Gewährung solcher Befreiungen ist eine 

Abwägung aller betroffenen Belange vorzunehmen. Dabei sind insbesondere infektiologi-

sche Kriterien zu berücksichtigen.  

 

Sofern es sich nicht um Einreisen aus Virusvarianten-Gebieten handelt, zählen zu den trifti-

gen Gründen insbesondere soziale Aspekte wie etwa ein geteiltes Sorgerecht, der Besuch 

des nicht unter dem gleichen Dach wohnenden Lebensgefährten, dringende medizinische 

Behandlungen oder der Beistand schutzbedürftiger Personen, die nicht von den Absätzen 2 

bis 4 erfasst werden. 

 

Ausnahmen sind insbesondere dann zuzulassen, wenn ein persönlicher Grund vorliegt und 

glaubhafte Schutzmaßnahmen ergriffen werden, die einem Schutz durch Absonderung na-

hezu gleichkommen. Für Einzelpersonen kann so etwa unter Vorlage eines Schutz- und Hy-

gienekonzepts eine generelle Befreiung von der Absonderungspflicht aufgrund ihrer Tätig-

keit erteilt werden. Dies betrifft beispielsweise Tätigkeiten im grenzüberschreitenden Linien-

verkehr oder Mitarbeiter in Kritischen Infrastrukturen. Der Antragsteller hat darzulegen, wel-

che Schutz- und Hygienemaßnahmen ergriffen werden, um das Risiko einer Ansteckung 

und Verbreitung des Virus zu verringern. Die Behörde kann die Befreiung auch an Auflagen 

und Bedingungen knüpfen. 

 

Bei Einreisen aus Virusvarianten-Gebieten sind die Ausnahmen aus triftigen Gründen vor 

dem Hintergrund der erhöhten Gefährlichkeit, die von diesen Varianten ausgeht, deutlich 

enger zu fassen und nur in besonderen, eng auszulegenden Fällen nach sorgfältiger Abwä-

gung des öffentlichen Interesses an der Vermeidung von Einträger von Virusvarianten ge-

genüber dem Interesse einer Ausnahme im Einzelfall zuzulassen. 

 

Zu Absatz 6: 

 

Für sämtliche von den Ausnahmen der Absätze 1 bis 5 erfassten Personen ist erforderlich, 

dass sie keine typischen Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 auf-

weisen wie Fieber, trockener Husten oder Störung des Geruchs- und Geschmackssinns. 

Besteht ein Symptom, wie z.B. Husten, das zwar grundsätzlich als Krankheitssymptom für 

COVID-19 eingestuft wird, dieser Husten aber aufgrund einer Asthma-Erkrankung besteht, 

schließt dieses Symptom die Ausnahme nicht aus.  

 

Werden Krankheitssymptome binnen zehn Tagen nach Einreise festgestellt, so muss die 

zuständige Behörde in den Fällen des Absatzes 1 Nummern 2 bis 4 und der Absätze 2 bis 

5 hierüber unverzüglich in Kenntnis gesetzt werden. 



 

Zu Absatz 7: 

 

Ähnlich wie eine Negativ-Testung in deutscher, englischer oder französischer Sprache den 

zuständigen Behörden vorgelegt werden kann, können erforderliche Bescheinigungen, wie 

beispielsweise vom Arbeitgeber über die zwingende berufliche Notwendigkeit und ärztliche 

Zeugnisse, nicht nur in deutscher, sondern auch in englischer oder französischer Sprache 

ausgestellt werden.  

 

Soweit die Vorlage einer Bescheinigung an die zuständige Behörde nach dieser Verordnung 

nicht erforderlich ist, genügt die Glaubhaftmachung des Vorliegens des Ausnahmetatbestan-

des. Eine Behauptung ist bereits dann glaubhaft gemacht, wenn eine überwiegende Wahr-

scheinlichkeit dafür besteht, dass ein Ausnahmetatbestand vorliegt. Bei möglichen Kontrol-

len soll hier grundsätzlich großzügig verfahren werden. Anerkennt werden neben schriftli-

chen Erklärungen ebenfalls mündliche Äußerungen. Beispielsweise kann der Ausnahmetat-

bestand des § 2 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a und b mit Vorlage des Personalausweises 

glaubhaft gemacht werden, aus dem der Wohnsitz in einer Grenzregion hervorgeht.  

 
Zu § 3: 
 

Die Absonderung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 beträgt nach der Einreise aus einem Risikogebiet 

zehn Tage. Laut WHO beträgt die durchschnittliche Inkubationszeit fünf bis sechs Tage. Un-

ter Berücksichtigung der Absonderungsdauer ist damit auch eine Testung und eine Verkür-

zung der Absonderungsdauer erst nach fünf Tagen zielführend. Nur so kann ausgeschlos-

sen werden, dass Ansteckungen in den letzten Tagen im Risikogebiet unerkannt bleiben und 

zu weiteren Ansteckungen nach Einreise in Baden-Württemberg führen. 

 

Zu Absatz 1: 

 

Ab dem fünften Tag in Absonderung besteht die Möglichkeit, durch ein (weiteres) negatives 

Testergebnis oder ein entsprechendes ärztliches Zeugnis die Absonderung zu beenden. Da-

bei darf der Test frühestens am fünften Tag nach der Einreise durchgeführt werden. Nach 

neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen beträgt die mediane Inkubationszeit fünf bis 

sechs Tage. Es kann daher davon ausgegangen werden, dass mit einer Mindestabsonde-

rungszeit von fünf Tagen der überwiegende Teil möglicher Infektionskettenauslöser erkannt 

wird und bei einem negativen Testergebnis die Gefahr für die Allgemeinheit deutlich redu-

ziert und somit eine Verkürzung der Absonderung gerechtfertigt ist. Die zuständige Behörde 

kann die Absonderungspflicht beendende Negativtestung bis zu Ende der generellen Qua-

rantänedauer, also bis zum Ablauf des zehnten Tages nach Einreise, kontrollieren. Damit 

korrespondiert die Aufbewahrungspflicht des Betroffenen nach Absatz 3. Die Anpassungen 



im Normwortlaut dienen lediglich der sprachlichen Harmonisierung mit der Pflicht zum Nach-

weis des Nichtvorliegens einer Infektion mit dem Coronavirus nach der Coronavirus-Einrei-

severordnung. Eine inhaltliche Änderung zur bisherigen Rechtslage ist damit weder in Ab-

satz 1 noch in den folgenden Absätzen verbunden. 

 

Einreisende aus Virusvarianten-Gebieten können vor dem Hintergrund der erhöhten Gefähr-

lichkeit, die von diesen Varianten ausgeht, die generelle Quarantänedauer hingegen nicht 

verkürzen. 

 

Zu Absatz 2: 

 

Um sicherzustellen, dass der Test aussagekräftig ist, darf dieser erst ab dem fünften Tag 

nach der Einreise durchgeführt werden. Die mediane Inkubationszeit beträgt fünf, höchstens 

sechs Tage. Dies bedeutet, dass ab dem fünften Tag die Belastbarkeit des Testergebnisses 

ausreichend ist. 

 

Zu Absatz 3: 

 

Um den Behörden eine Kontrolle der vorzeitigen Absonderungsbeendigung bis zum Ende 

der regulären Absonderungszeit von zehn Tagen zu ermöglichen, ist die Person gehalten, 

den befreienden Test zehn Tage lang ab Testung aufzubewahren. 

 

Zu Absatz 4:  

 

Mit dieser Vorschrift wird der Person, die sich in Absonderung begeben musste, gestattet, 

die Wohnung oder Unterkunft zu dem Zweck der Durchführung eines Tests zu verlassen, 

ohne gegen die Absonderungspflicht zu verstoßen. Dabei ist die Person gehalten, sich auf 

unmittelbarem Wege zur Testung zu begeben und die Vorgaben zu den Schutz- und Hygie-

nevorschriften des örtlichen Gesundheitsamtes einzuhalten. Eine Alternative ist die Durch-

führung des Tests in der Wohnung oder Unterkunft der Person durch die zuständige Be-

hörde. 

 

Zu Absatz 5: 

 

Mit der Regelung in Absatz 5 wird sichergestellt, dass die Personen, die trotz eines befrei-

enden Tests ab dem fünften Tag Symptome einer Erkrankung mit dem Coronavirus aufzei-

gen, einem Arzt bekannt werden, der über eine Testung entscheidet. Die Person unterliegt 

dem regulären Verfahren bei Verdacht auf Erkrankung mit dem Coronavirus nach der 

Corona-Verordnung Absonderung. 

 

 



Zu Absatz 6: 

 

Durch die entsprechende Anwendung der Absätze 1 bis 5 auf die Personen, die unter § 2 

Absatz 4 Nummer 3 fallen, wird eine Gleichbehandlung mit Personen, die unter die Absätze 

1 bis 5 fallen, gewährleistet. 

 

Zu § 4: 

 

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes 

handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den in § 1 Absatz 1 Sätze 1 und 2, § 2 Absatz 1 

Nummer 2 Buchstabe b und Nummer 3, Absatz 2 Nummer 3, Absatz 3 Satz zweiter Halbsatz 

hinsichtlich Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a sowie Buchstaben c bis f oder Nummer 

5, Absatz 6 Satz 2 oder § 3 Absatz 5 enthaltenen Verpflichtungen zuwiderhandelt. 

 

Zu § 5: 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 


